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Verfassungsrechtliche Aspekte der Integration von Ausländern
im Schulwesen
Wer einen Bück in die sehr umfangreichen Schulgesetze der Bundesländer wirft, um
festzusteUen, wie das Schulwesen für ausländische Schüler ausgestaltet ist und auf
welchem Weg ihre Integration1 in das Schulsystem erfolgen soll, wird darüber keine
Aussagen finden: Bildungspolitische Leitentscheidungen der Landesparlamente zum
Schulkonzept für ausländische Kinder und Jugendhche fehlen fast durchgängig. Nun
verlangen aber gerade das Demokratieprinzip und das Rechtsstaatprinzip des Grundge¬
setzes von den Parlamenten, daß sie die für die Grundrechte des einzelnen relevanten und
politisch wesentlichen Angelegenheiten in den Grundzügen selbst entscheiden und dies
nicht völhg der Administration, hier: den Kultusministern, überlassen. Bei ihren Leitent¬
scheidungen müssen die Parlamente die in der rechts- und büdungspoütischen Praxis nicht
selten übersehenen grundlegenden Normen auf der Verfassungsebene (Grundgesetz und
Landesverfassung) und im internationalen Recht beachten, die für die Rechtssteüung der
Ausländer im Bildungswesen relevant sind. Dies gibt Veranlassung, den derzeitigen
Rechtsstatus der Ausländer im Schulwesen in einem kurzen Überblick darzusteUen.
Anschließend wird gefragt, ob und inwieweit in formeller und materieller Hinsicht
verfassungsrechtliche Anforderungen an die organisatorische (Haben ausländische Eltern
Anspruch aufErrichtung nationaler Schulen?) und inhaltüche Ausgestaltung des Schulwe¬
sens zu stellen sind (z.B. Liebe zur bayerischen Heimat und zum deutschen Volk als
Erziehungsziel gemäß Art. 131 Abs. 3 der Bayerischen Verfassung für ausländische
Schüler in Bayern?). Im Zusammenhang damit wird über die rechtspolitischen Empfeh¬
lungen des 53. Deutschen Juristentages, der sich 1980 u. a. mit dem Thema „Schule und
Ausländer"2 befaßte und die Vorschläge der Schulrechtskommission des Deutschen
Juristentags berichtet (Deutscher Juristentag 1981).
1. Zur Rechtsstellung ausländbcher Schüler
1.1. Verfassungsrecht und internationales Recht
Maßgebend für die Rechtsstellung der ausländischen Schüler im Schulwesen sind zunächst
die Grundrechte. Das Grundgesetz differenziert bei der Mehrzahl der Grundrechte nicht
zwischen Deutschen und Ausländern: So sind insbesondere das aUgemeine Persönlich-
keitsrecht (Art. 2 GG), der Gleichheitssatz einschheßhch des Verbots der Benachteiligung
oder Bevorzugung wegen des Geschlechts, der Abstammung, der Rasse, der Sprache, der
1 Diesen büdungspolitisch-ideologisch stark überfrachteten Begriff verwende ich hier ledigüch als
Oberbegriff für eine Vielzahl von Modellen der „Beschulung" junger Ausländer.
2 Diskussion und Beschlüsse der Abteüung Ausländerrecht des 53. Deutschen Juristentags 1980 mit
den Referaten von G. Albrechtund E. Emmerig (DeutscherJuristentag 1980).DerBeratung
zum Thema „Ausländer und Schule" lag das Gutachten von Schwerdtfeger (1980) zugrunde.
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Heimat und Herkunft, des Glaubens, der Reügion oder poütischen Anschauung (Art. 3
GG), Rehgions- und Meinungsfreiheit (Art. 4 und 5 GG), der Schutz von Ehe und Famiüe
und das Elternrecht (Art. 6 GG) sowie die KoaUtionsfreiheit (Art. 9 Abs. 3 GG) für
„jedermann" verbürgt (Menschenrechte). Dem stehen solche Grundrechte gegenüber,
die nur Deutschen vorbehalten sind (Bürgerrechte). Dazu gehören die für die politische
und wirtschaftliche Betätigung relevanten Rechte der Versammlungs- und Vereinsfrei¬
heit, der Freizügigkeit (d. h. das Recht des freien Aufenthalts im ganzen Bundesgebiet)
und - besonders wichtig für den Bildungsbereich- der freien Wahl von Ausbildungsstätte
und Beruf (Art. 12 Abs. 1 GG).
Die grundgesetzüche Unterscheidung zwischen Deutschen und Ausländern ist allerdings
auch im Bildungsbereich durch andere Verfassungsnormen und durch internationales
Recht überlagert und dadurch weitgehend aufgehoben3. Zu den anderen Verfassungsnor¬
men gehört das Recht auf freie Entfaltung der Persönhchkeit (Art. 2 Abs. 1 GG), das in
Verbindung mit den rechtsstaathchen Prinzipien des Vertrauensschutzes und der Verhält¬
nismäßigkeit sowie mit dem Sozialstaatsprinzip als „Auffanggrundrecht" den Ausländern
auch im Normbereich der „Deutschen-Grundrechte" eine gesicherte Rechtsposition
verschafft. Die Verfassungsrechtslehre geht daher heute davon aus, daß Ausländern mit
zunehmender Aufenthaltsdauer in der Bundesrepublik ein den Deutschen vergleichbarer
Verfassungsstatus „zuwächst" (Schwerdtfeger 1980, S. A 29ff. mit weiteren Nachwei¬
sen). Im Bildungsbereich wirkt sich dies dahin aus, daß die gelegentlich unter dem Begriff
der „Grundrechte auf Bildung" zusammengefaßten Garantien der freien Entfaltung, der
Chancengleichheit und des Zugangs zu den Büdungseinrichtungen (Art. 2,3,12 GG) für
ausländische Schüler ebenso wie für deutsche gelten. Interessant ist, daß einige Bundes¬
länder innerhalb des Landes weitergehende und konkretere Rechte als das Grundgesetz
gewähren4. Für das Schulwesen ist besonders auf das in vier Landesverfassungen
ausdrücküch angesprochene Recht auf Bildung hinzuweisen (z.B.: „Jeder junge Mensch
hat ohne Rücksicht auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage das Recht auf eine seiner
Begabung entsprechende Erziehung und Ausbildung"5). Der rechtliche Gehalt dieser
auch als soziale Grundrechte bezeichneten Normen ist umstritten, ähnlich wie bei dem
„Recht auf Arbeit", das einige Landesverfassungen nennen. Trotz der Qualifizierung als
nicht direkt verbindliches „so/r law" haben einzelne Gerichte schon konkrete Rechtsfol-
3 Dies gut für das Aufenthaltsrecht (Einreise, Aufenthaltsgenehmigung, AusweisungsmögUchkei-
ten) nur eingeschränkt; die restriktiven Bestimmungen des Ausländergesetzes müssen aber
ebenfalls an den „Jedermannrechten" des Grundgesetzes gemessen werden. Für Angehörige der
EG-Mitghedstaaten besteht aufgrund des EG-Vertrages Freizügigkeit und ein entsprechend
modifiziertes Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisrecht. Die Ausgestaltung des Aufenthalts- und
Arbeitserlaubnisrechts berührt zwar direkt auch den Rechtsstatus des ausländischen Schülers, u.a.
durch die Befristung oder eine NichtVerlängerung der Aufenthaltsgenehmigung seiner Eltern. Die
einzelnen Fragen des Aufenthaltsrechts und auch des Asylrechts können hier nicht behandelt
werden (Näheres bei Schwerdtfeger 1980, S. A 31, A 47ff.).
4 Z. B. werden in einigen Landesverfassungen Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Freizügig¬
keit und in einem Fall auch die Berufsfreiheit (Bremen) aUen Bewohnern des Landes, also auch
Ausländern garantiert, wobei den zuerst genannten Rechten aber die Ausländergesetze des
Bundes vorgehen (Art. 31 GG).
5 So lautet Art. 11 Abs. lb-w. Verf.; ähnlich Art. 128 bay. Verf.; Art. 27brem. Verf.; Art. 8 Abs. 1
nrw. Verf.; Art. 31 rh-pf. Verf.
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gen aus dem Recht auf Bildung (z.B. Hausunterricht für körperbehinderte Schüler)
abgeleitet6.
Die Angehörigen von Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft genießen als Folge
der Freizügigkeitsregelung für Arbeitnehmer und des Verbots der Diskrirninierung aus
Gründen der Staatsangehörigkeit gemäß Art. 7 und 48ff. des EG-Vertrags auch im
Büdungsbereich „Inländerbehandlung", sind also den Deutschen rechthch gleichgesteUt
(vgl. Nicolaysen 1980)7. Da der EG-Vertrag den wirtschaftlichen Bereich betrifft und
keine ausdrückliche Bestimmung zum BUdungswesen enthält, sind die den Büdungsbe¬
reich betreffenden Folgeregelungen in EG-Verordnungen und Richthnien getroffen
worden8. Diese Verordnungen sind unmittelbar, die Richthnien sind in ihren Zielen für
Bund und Länder verbindlich. Denkt man an den geplanten EG-Beitritt einiger Haupther¬
kunftsländer von Ausländern in der Bundesrepubhk9, so wird auch aus der Perspektive des
Europarechts das Ausmaß der im Schulwesen durch die dann herrschende Freizügigkeit
allein schon quantitativ zu bewältigenden Probleme deutüch.
In einer Reihe internationaler Abkommen10 werden für das Schulwesen ferner gewisse
inhaltliche Mindeststandards, Diskriminierungsverbote und Zielformulierungen zum
Recht auf Bildung festgelegt. Die Abkommen gehen kaum weiter als die Gewährleistun¬
gen des Art. 3 GG, sind aber in den Einzelheiten konkreter gefaßt. Die Rechtssätze haben
als völkerrechtliche Deklarationen einen relativ geringen und bei Konventionen einen
höheren Verbindlichkeitsgrad, der - nach der Transformation in deutsches Recht - dem
eines Bundesgesetzes entspricht. Sie sind von den Ländern daher bei der Umsetzung ihrer
Bildungspolitik und bei der Auslegung der Verfassung zu beachten. (Die immer noch nicht
ganz geklärte Frage, ob wegen der Kulturhoheit der Länder derartige internationale
6 Vgl. den Überblick zum Recht auf BUdung und zu der Diskussion um die sozialen Grundrechte im
Bericht der Schulrechtskommission in: Deutscher Juristentag 1981, S. 126ff., 131 m.w.
Nachweisen.
7 Hinzuweisen ist auch auf die aUgemeinen Gleichbehandlungsklauseln in den Niederlassungsverträ¬
gen der BundesrepubUk mit anderen Ländern sowie das europäische Niederlassungsabkommen,
die man folgeweise auch auf den Bildungsbereich beziehen könnte (zur Bedeutung der Inländerbe¬
handlungsklauseln in diesen Verträgen Randelzhofer 1980, S. 29ff.).
8 Art. 12 Abs. 1 und 2 der EG-VO Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb
der Gemeinschaft vom 15. 10. 1968, ABl. L 257/2, besagt, daß die Kinder von EG-Angehörigen
unter den gleichen Bedingungen wie die Staatsangehörigen des anderen Mitgliedsstaats am
aUgemeinen Unterricht sowie an der Lehrlings- und Berufsausbildung teilnehmen können. Nach
Abs. 2 müssen die Mitgliedstaaten „die Bemühungen, durch die diesen Kindern ermöglicht werden
soU, unter den besten Voraussetzungen am Unterricht teilzunehmen" fördern. Weitere Einzelhei¬
ten in der bis 1981 zu verwirküchenden EG-Richüinie vom 25. 7. 1977 über die schulische
Betreuung von Wanderarbeitnehmern (ABl. L 199/32) (vgl. auch Mass 1978).
9 Griechenland (seit 1. 1. 1981), Türkei (im Rahmen des Assoziierungsabkommens mit der EG ab
1986 Freizügigkeit?), Portugal und Spanien (Zeitpunkt noch offen).
10 Recht auf Bildung in Art. 26 der aUgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948;
UNESCO-Übereinkommen gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen von 1960; Recht auf
Büdung in Art. 2 des ZusatzprotokoUs zur Europäischen Menschenrechtskonvention; die
Europäische Sozialcharta von 1961 enthält konkrete Rechte im Bereich der beruflichen BUdung;
Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte von 1966 (für die BRD in
Kraft seit 1976); Nachweise im Bericht der Schulrechtskommission (Deutscher Juristentag
1981, S. 126f.).
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Regelungen überhaupt gültiges Bundesrecht werden können, sei hier einmal dahinge¬
stellt.)
Als Beispiel soU das UNESCO-Übereinkommen gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen
angeführt werden, das einzelne Benachteiügungsformen konkret bezeichnet, nämhch das Verbot,
den Zugang zu den Unterrichtseinrichtungen zu beschränken oder eine Personengruppe bewußt auf
niedrigem BUdungsstand zu halten. Oder in unserem Zusammenhang noch wichtig: Getrennte
Unterrichtssysteme oder -anstalten dürfen aus sprachüchen Gründen eingerichtet werden, wenn sie
„einen den Wünschen der Eltern entsprechenden Unterricht vermitteln, sofern in bezug auf die
Zugehörigkeit zu solchen Systemen kein Zwang ausgeübt und der dort erteüte Unterricht den
Normen [sonstiger staatücher Schulen] entspricht"11.
1.2. Länderschulrecht, KMK-Vereinbarung
Konkretisiert wird das Schulkonzept für Ausländer in einer Vielzahl von Richtlinien und
Erlassen der einzelnen Kultusminister12. Sie beruhen zumeist auf einem KMK-Beschluß
über den „Unterricht für Kinder ausländischer Arbeitnehmer"13. Kennzeichen des
Beschlusses ist, daß er sich für kein bestimmtes Integrationsmodell entscheidet, sondern
die unterschiedlichen Möglichkeiten miteinbezieht. Dementsprechend vielfältig ist der in
den Ländern praktizierte Unterricht für ausländische Kinder und Jugendhche. Man kann
dabei grob zwei Richtungen unterscheiden14:
Die eine Richtung geht von möglichst frühzeitiger Unterrichtung der Auslanderkinder in deutschen
Regelklassen mit Deutsch als Unterrichtssprache und (häufig nur) freiwUUgem muttersprachUchen
Unterricht außerhalb der Verantwortung deutscher Schulaufsicht (Konsulatsunterricht) aus - so in
der Tendenz das sogenannte Berhner ModeU. Der AnteU ausländischer Schüler mit geringen
Deutschkenntnissen soll ein Fünftel, der Ausländeranteü insgesamt die Hälfte der Schülerzahl einer
Klasse nicht überschreiten. Besondere Klassen für Ausländer können bei hohem Ausländeranteil
gebüdet werden. Dort ist die Unterrichtssprache ebenfaUs Deutsch, die deutschen Lehrpläne sind
maßgebend.
Die andere Richtung geht von getrenntem Unterricht der ausländischen und deutschen Schüler aus
(muttersprachüche bzw. nationale Klassen, in denen nach Lehrplänen der Herkunftsländer unter¬
richtet und Deutsch als Fremdsprache gelehrt wird). Eine Einschulung oder ein Übergang in
Regelklassen ist nur bei ausreichenden Deutschkenntnissen (Zustimmung des Deutschlehrers,
Anhörung des Klassenlehrers der Regelklasse) und nur auf Antrag der Eltern des Schülers zulässig.
Dieser Richtung entspricht das sogenannte Bayerische Modell.
Zu diesen Grundtypen kommen in unterschiedUchem Umfang individuelle Förderungs¬
maßnahmen, Intensivsprachkurse, Vorbereitungsklassen und multinationale Übergangs-
11 Art. 2b des Übereinkommens, zitiert nach der nichtamtUchen Übersetzung im BGBl. 1968II S.
385.
12 Bayern: Erlaß i. d. F. v. 27.12.1979, KMB1.11980, S. 28; Berlin: Ausführungsvorschriften über
den Unterricht ausländischer Kinder und Jugendücher v. 13. 12. 1977, ABl. 1978, S. 44; im
übrigen wird auf die Dokumentation (Stand: Ende 1979) von Kischkewitz/Reuter (1980)
verwiesen. Neuere Regelungen gibt es nur in Hessen und Niedersachsen (Erlaß v. 23. 4. 1980,
SVBl. S. 154/295, der in seiner Präambel auch das Europarecht ausdrücklich einbezieht).
13 Vom 8. 4. 1976 i.d.F. v. 26. 10. 1979, KMK-Beschlußsammlung 899.1/1. Den KMK-Beschluß
haben nicht alle Länder übernommen. Die Entwicklung der KMK-Empfehlungen zur Ausländer¬
beschulung dokumentieren Kischkewttz/Reuter (1980, S. 61 ff.) und Siewert (1980, S.
1086 ff.).
14 Vgl. die ausführüche Analyse der Länderregelungen bei Kischkewitz/Reuter (1980) sowie auch
Bendit(1980, S. 44f.).
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klassen sowie gemeinsamer Unterricht in musischen und technischen Fächern hinzu. Die
übrigen Länder tendieren wohl mehr zum Berliner als zum Bayerischen Modell15, ohne
daß eine klare Zuordnung möglich ist. Dazu tragen die vielfältigen in den Ländern
durchgeführten Versuche zur schuüschen Betreuung von Ausländern16 und die Tatsache
bei, daß die Analyse der Vorschriften oft nur wenig über die Reahtät des Unterrichts
aussagt: Der hohe Ausländeranteil in BaUungsgebieten führt faktisch überall zur BUdung
reiner Ausländerklassen; oder es werden wegen fehlender Haushaltsmittel z.B. keine
zusätzUchen (ausländischen) Lehrer eingesteht, so daß die Verbesserung der Schüler-
Lehrer-Relation durch Doppelzählung von Ausländerkindern nur auf dem Papier erfolgt.
Neben dem administrativen Reglement bestehen nur in geringem Umfang schuhjesefz/i'c/ie
Vorschriften für den Unterricht ausländischer Schüler. Sie betreffen zumeist Einschrän¬
kungen der Schulpflicht, der im übrigen Ausländer und Deutsche gleichermaßenunterhe¬
gen. Die Berufsschulpflicht wird insofern gelockert, als sie auch durch besondere
Lehrgänge (z. B. Programme zur Berufsvorbereitung und sozialen Eingüederung [MBSE]
in Zusammenarbeit mit den Arbeitsämtern) erfüllt werden kann. Mit der Lockerung der
Schulpflicht wird m.E. eher der unausgesprochene Zweck verfolgt, das unbequeme
Problem beruflicher Bildung der sogenannten Späteinsteiger - Ausländer, die erst als
Jugendüche in die Bundesrepublik gekommen sind und nur wenig Chancen auf einen
Ausbildungsplatz haben - durch Abschieben zu lösen. Die Lockerung der Schulpflicht
führt zu einem Verzicht auf schuüsche Moghchkeiten der Sprachförderung und des
allgemeinbildenden Unterrichts und ist angesichts der ohnehin niedrigen Quote der
Schulpflichterfüllung in beruflichen Schulen mit der staathchen Verantwortung für eine
Mindestbildung auch der Ausländer kaum zu vereinbaren (Deutscher Juristentag
1981, S. 232ff.).
1.3. Exkurs zur Rechtsstellung nationaler Minderheiten in der Weimarer Republik
Im Gegensatz zum Grundgesetz kannte die Weimarer Verfassung eine spezieUe Norm, die Rechte
nationaler Minderheiten auch im Schulwesen betraf (Art. 113 WRV: „Die fremdsprachigen
Vofksteüe des Reiches dürfen durch die Gesetzgebung und Verwaltung nicht in ihrer freien,
volkstümüchen Entwicklung, besonders nicht im Gebrauch ihrer Muttersprache beim Unterricht
sowie bei der inneren Verwaltung und der Rechtspflege beeinträchtigt werden.") Mit dieser Regelung
wurde 1919 an die überale Tradition der Paulskirchenverfassung von 1849 angeknüpft, deren § 188
mit Art. 113 WRV fast wörtüch übereinstimmt. Weitere Gründe für die Aufnahme des Art. 113 in die
Weimarer Verfassung und einer ähnlichen Bestimmung in die Preußische Verfassung von 1920 waren
mittelbar auch außenpolitischer Art17.
15 Z.B. Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen mit Vorbereitungsklassen in Langform.
16 Z.B. gemeinsamer Versuch zur beruflichen Integration der Handwerkskammer, der Schulbe¬
hörde und der Arbeitsämter in Hamburg; Versuch mit getrennten Ausländerklassen in Mann¬
heim (vgl. dazu die Kritik unter dem Titel „Apartheid in Mannheim?" in: Die Zeit v. 14.11.1980,
S. 33), ModeUentwicklung in acht nordrhein-westfäüschen Städten durch regionale Arbeitsstellen
zur Förderung ausländischer Kinder und Jugendücher.
17 Näheres bei Gerber (1929, S. llff.) und Laun (1930, S. 252ff.). Nationaüstische Untertöne in
diesen DarsteUungen weisen in Richtung auf die nur wenig später aktueU gewordene „Heimho¬
lung der deutschen Brüder und Schwestern ins Reich" als ein Motiv nationalsoziaüstischer
Expansions- und Annexionspoütik.
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Dem Ausland, vorrangig den Polen, soUte ein gutes Beispiel für die Behandlung der deutschen
Minderheiten besonders in Oberschlesien18 gegeben werden. Dies war auch ein wesentliches Motiv
der relativ Uberalen preußischen Schulpoütik gegenüber den nationalen Minderheiten (Rathenau
1928, S. 3084). Bedeutung hatten neben einigen verschwindend kleinen Minderheiten hauptsächUch
die im Deutschen Reich lebenden Polen19. Nach 1918 und weiterer Liberalisierung nach 1926/28
konnten in Preußen private und öffentUche Minderheitenschulen gegründet werden, wobei die
Privatschulen recht weitgehend subventioniert wurden. Im übrigen galt ein modifiziertes Privatschul¬
recht. Eine seit längerer Zeit bestehende private Minderheitenschule konnte auf Antrag von 40
Eltern in eine öffentüche Schule umgewandelt werden. Wollten Schüler polnischer Nation deutsche
öffentüche Schulen besuchen, war die Einrichtung muttersprachlichen Zusatzunterrichts vorge¬
sehen20.
Die Unterschiede zur heutigen Rechtslage Uegen darin, daß zu einer nationalen Minderheit im Sinne
der Weimarer Verfassung keine Ausländer, sondern nur Reichsangehörige „fremder Nation"
gehörten, wobei in Preußen seit 1928/29 das Bekenntnis zu einer Minderheit, nicht aber die
Abstammung maßgebend war; das Bekenntnis durfte von staatlicher Seite weder nachgeprüft noch
bestritten werden21. Die Polen in Preußen waren zumeist Reichsangehörige; Ausländer konnten aber
zu Minderheitenschulen zugelassen werden. Ferner bezog sich Art. 113 WRV nur auf solche
Minderheiten, die ein in gewissem Umfang abgegrenztes „eigenes" Gebiet bewohnten (wie die Polen
in den preußischen Ostgebieten oder die Wenden in Sachsen), so daß die ins Ruhrgebiet eingewan¬
derten Polen formal mcht zu dem privüegierten Personenkreis gehörten (Gerber 1929, S. 52). Aus
den genannten außenpoütischen Gründen galt die preußische Schulregelung aber auch für die im
Ruhrgebiet ansässigen Polen. Im Gegensatz zu den Grundrechten des GG war Art. 113 WRV kein
unmittelbar geltendes subjektives Recht, sondern bezog sich nur auf „Volksteile" und bedurfte
entsprechend der Weimarer Grundrechtslesart erst noch der Vollziehung durch weitere Rechtsvor¬
schriften (Anschütz 1933/1965, Art. 113; Gerber 1929, S. 41ff.). Konkreter als die derzeitige
Rechtslage war aUerdings das Recht, die Muttersprache im Unterricht zu gebrauchen. Die „freie
volkstümliche Entwicklung" im Sinne von Art. 113 WRV dürfte heute von den Differenzierungsver¬
boten des Art. 3 Abs. 3 GG und dem Recht der freien Entfaltung der Persönlichkeit abgedeckt sein.
Die Weimarer Regelung und das preußische Schulrecht haben heute nur noch Bedeutung für die
SteUung der dänischen Minderheit (die deutsche Staatsangehörige sind) in Schleswig (Art. 5 u. 6 Abs.
4 der Schleswig-Holsteinischen Landessatzung; Sellschopp 1965; Thieme 1959)22.
2. Verfmsungsrechtliche Anforderungen an die Amgestaltung
2.1. Rechtsstaatlich-demokratische Defizite
Rechtsstaats- und Demokratieprinzip des Grundgesetzes (Art. 20 Abs. 1-3, Art. 28 Abs. 1
GG) verlangen, daß alle „wesentlichen" Angelegenheiten im Schulwesen vom Gesetzge¬
ber geregelt werden (sogenannter Gesetzesvorbehalt). Der nichtssagende, aber in der
Verfassungsrechtsdiskussion dennoch immer wieder und sogar mit dem Zusatz „Theorie"
18 Für Oberschlesien waren die Schulfragen in einem besonderen Völkerbundabkommen zwischen
Polen und Deutschland geregelt: RGBl. 1922 II, S. 238ff. (Versteyl 1927, S. 36ff.).
19 Die polnische Minderheit umfaßte etwa 700000 Personen, vgl. die unterschiedlichen Zahlen bei
Rathenau (1928), Gerber (1929, S. 54) und Laun (1930, S. 250).
20 Näheres bei Gerber (1929, S. 63ff.), Versteyl (1927, S. 96ff.), Rathenau (1928, S. 3085ff.);
vgl. ferner Hansen (1979).
21 §§ 1, 2 Ordnung zur Regelung des Schulwesens für die polnische Minderheit v. 31. 12. 1928,
MBliV. 1929, S. 71, 74.
22 Der Begriff „nationale Minderheit" taucht im übrigen noch im Wahlrecht bei einer Ausnahmevon
der Fünf-Prozent-Sperrklausel für Parteien nationaler Minderheiten auf (§ 6 Abs. 4 S. 2 BWahlG,
vgl. BVerfGE 1,208, 259; 4, 31,42). Die Regelung dürfte bei einer massenhaften Einbürgerung
von Ausländern an Bedeutung gewinnen.
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verwendete Begriff der „Wesenthchkeit" meint: wesenthch im HinbUck auf die poütische
Bedeutung eines Sachverhalts für die Allgemeinheit und auch seine Grundrechtsrelevanz.
Beide Kriterien sind bei der Integration von Ausländern im Schulwesen offenkundig
erfüllt: Die Zahl von rd. 4,5 Mill. Ausländern in der Bundesrepubük23, von der rd. eine
Million auf Kinder und Jugendliche entfäUt (Kühn 1979, S. 7)M, die hohe Zuwachsrate25
und die Zahl der (1978) gut 550000 ausländischen Schüler an allgemeinen und beruflichen
Schulen26 belegen die politische Relevanz. AUgemeine und berufliche Bildung sind für den
Lebensweg des ausländischen Schülers von entscheidender Bedeutung; die Relevanz für
Chancengleichheit, für die „Grundrechte auf Bildung" und für das Elternrecht hegt
ebenfalls auf der Hand.
Der 53. Deutsche Juristentag hat 1980 mit seinen Beschlüssen, die erfahrungsgemäß
rechtspoütisch erheblichen Einfluß haben, auf diese Verfassungslage hingewiesen27:
„Das Schulkonzept hat derart weitreichende Bedeutung für die Ausländerintegration, die Persönüch-
keitsentfaltung der Auslanderkinder, das Erziehungsrecht ihrer Eltern, daß es von den Parlamenten
der Länder festgelegt werden muß. Ausländische Schüler haben ein ,Recht auf chancengleiche
schuUsche BUdung'. Die Konkretisierung dieses aus den Grundrechten des Schülers (Art. 1 Abs. 1,2
Abs. 1,3 GG) folgenden Rechts obliegt in den Grundzügen den Landesgesetzgebern. Sie haben auch
die in einigen Landesverfassungen, im internationalen Recht und im EG-Recht - für die Angehörigen
der MitgUedstaaten - teilweise konkret normierten Bildungsansprüche zu beachten."
Die Schulrechtskommission des Deutschen Juristentags hat in ihrem im März dieses Jahres
vorgelegten Bericht einen Punktekatalog vorgeschlagen, der je nach bildungspoütischer
Entscheidung mindestens in der Form einer Ermächtigung an den Kultusmimster gesetz¬
hch geregelt werden sollte (Deutscher Juristentag 1981, S. 153):
„- Ergänzungsunterricht in der Muttersprache, der sich z.B. auf Sprache, Kultur, Heimat- und
Sozialkunde erstreckt;
- die Voraussetzungen für die Einrichtung von Vorbereitungsklassen oder Intensivkursen, die
ErteUung von Förderunterricht oder weiterer HUfen;
- Lehrpläne, die alternativ zu den Regellehrplänen für Klassen mit einem erhebüchen Anteü von
Schülern nichtdeutscher Muttersprache in begrenztem Umfange Lehrangebote für eine Einbezie¬
hung des Kulturkreises dieser Schüler vorsehen;
23 OffizieUe Ausländerstatistik, Stand Ende September 1980, QueUe: Bundesanzeiger Nr. 218/1980
v. 22.11.1980, S. 5. Die Zahl dürfte sich inzwischen erhebüch erhöht haben und berücksichtigt
auch nicht die Anzahl der Ausländer, die sich Ulegal in der Bundesrepubük aufhalten (zur
Entwicklung der Ausländerzahlen Stewert 1980, S. 1056ff.).
24 Die Zahl der potentieUen Zusteiger - Nachzug bisher im Heimatiand verbüebener Famüienange-
höriger - wüd bei den Kindern und Jugendüchen auf eine weitere Mülion geschätzt. Auf den
Zuwachs bei einer Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften wurde bereits hingewiesen.
25 Ende September 1980 befanden sich rd. 7,5 % (= 309000) mehr Ausländer als im Vorjahr in der
BRD. QueUe siehe Fn. 23.
26 QueUe: Grund- und Strukturdaten (Hrsg. BMBW) 1980/81, S. 54f. Zu den Schülerzahlen
Siewert (1980, S. 1104ff.).
27 Deutscher Juristentag (1980, S. L 288). Die einzige schulgesetzhche Bestimmung, die die
Beschulung von Ausländern betrifft, war lange Zeit § 1 Abs. 6 bay. SchulpflichtG, der
Jahrgangseinstufung und die Zuweisung ausländischer Schüler mit mangelnden Deutschkenntnis¬
sen zu besonderen Unterrichtseinrichtungen regelt. Diese Norm genügt allerdings den Anforde¬
rungen des Gesetzesvorbehalts noch nicht. In den anderen Ländern werden die ausländischen
Schüler in den Schulgesetzen nur am Rande im Zusammenhang mit Schulpflichtregelungen
erwähnt.
870 Karl-Heinz Hage
- Reügionsuntemcht (siehe § 6 Abs. 2 Satz 4 des SchulGE);
- der Einsatz nichtdeutscher Lehrer, sowie die AusbUdung und FortbUdung deutscher Lehrer im
HinbUck auf die Unterrichtung ausländischer Schüler;
- organisatorische Voraussetzungen wie z. B. für ein „bussing" von Schülern;
- die Repräsentation von Minderheiten in Eltern- und Schülergremien, auch auf kommunaler und
Landesebene;
- über § 53 Abs. 4 des SchulGE der Kommission hinausgehend muttersprachüche Zusätze in
Zeugnissen."
Der Mustergesetzentwurf der Schuhechtskomnüssion enthält dagegen in § 4 Abs. 4
SchulGE nur folgende Generalklausel: „Schüler, deren Muttersprache nicht deutsch ist,
sollen zusammen mit Schülern deutscher Muttersprache deutschsprachig unterrichtet und
zu den gleichen Abschlüssen geführt werden." Diese pauschale Integrationsformel
erfordert weitere Konkretisierung durch den Gesetz- bzw. Verordnungsgeber, etwa im
Sinne des eben genannten Punktekatalogs. Für sich aUein wäre § 4 Abs. 4 des Musterent¬
wurfs rechtsstaathch zu unbestimmt. Die Kommission woUte, ihrem Selbstverständnis
entsprechend, mit diesem Vorschlag keine bUdungspoUtische Entscheidung vorwegneh¬
men, gibt aber mit der Integrationsformel natürüch auch einen politischen Impuls.
2.2. Ist ein bestimmtes Integrationsmodell verfassungsrechtlich geboten?
Die bildungspohtische und pädagogische Diskussion um die Integration der Ausländer im
Büdungsbereich und besonders um den besten Weg des Spracherwerbs läßt sich verkürzt
durch eine Aufzählung der einschlägigen Schlagworte charakterisieren: Vollintegration
und Teihntegration, pluraüstische Integration als Harmonisierungsformel, kulturelle
Identität, bikultureller Analphabetismus, Assimilierung, Zwangsgermanisierung usw.28.
Diese Debatte ist sicherhch auch eine verfassungspolitische Debatte; die oben dargesteU¬
ten Rechtsgrundlagen belegen das. Aber hier besteht nach meinem Eindruck, ähnlich wie
bei der Gesamtschuldebatte und in anderen politischen Zusammenhängen, leicht die
Gefahr, „daß die poUtische Debatte mit Rücksicht auf ihr mögliches verfassungsgerichtli¬
ches Finale in Karlsruhe als Verfassungsrectodebatte geführt wird... [mit der] gefährli¬
chen Konsequenz, daß der politische Gegner nicht mehr als ein in der Sache anders
Denkender, sondern als potentieüer Verfassungsverletzer, gar als Verfassungsfeind
erscheint" (Schuppert 1980, S. 31). Die Verfassung eröffnet vielmehr einen breiten
Spielraum für unterschiedliche Konkretisierungen oder mit den einschlägigen Worten des
Bundesverfassungsgerichts gesagt: „Das Grundgesetz gibt keinen Maßstab für die pädago¬
gische Beurteilung von Schulsystemen. Es mag auch hier äußerste Grenzen geben, deren
Überschreitung verfassungsrechtüch relevant wäre.. ,"29. Dieser Spielraum wird begrenzt
durch die Grundprinzipien der Verfassung (s.o. zu den formalen Anforderungen des
Gesetzesvorbehalts) und materiell insbesondere durch die Grundrechte sowie auch das
oben genannte internationale Recht. Im Ergebnis folgt daraus, daß sowohl das Bayerische
28 Charakteristisch ist die Kontroverse zwischen Maier (1980) und Schmude (1980); vgl. ferner
Schwerdtfeger (1980, S. A 98f.).
29 BVerfGE 45, 400 (415) - Gymnasiale Oberstufe/Vorschaltgesetz, BVerfG v. 26. 2. 1980, NJW
1980, S. 2403 f. (Gymnasiale Oberstufe) und bereits BVerfGE 34, 165 (185) - hessische
Förderstufe. Das Bundeverfassungsgericht hält sich allerdings auch bei schulpoütischen Entschei¬
dungen nicht immer an diesen Grundsatz und läßt z.B. bei den inhaltüchen Festlegungen in
seinem Sexualkundeurteil den nötigen judicialseifrestraint vermissen (vgl. BVerfGE 47,46ff.).
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Modell (trotz seiner segregierenden Tendenz) als auch das Berliner ModeU (trotz seiner
Assimilierungstendenz) grundsätzUch verfassungsgemäß sind. AUerdings könnte eine
rigorose Ausgestaltung dieser ModeUe, die zu extremer Verstärkung der Segregations-
oder Assimiüerungstendenz führt, die Grundrechte der Schüler und Eltern möglicher¬
weise verletzen. Dabei kommt es aber entscheidend auf die Einzelheiten der Ausgestal¬
tung an. In der Debatte des 53. Deutschen Juristentags zu den Schulfragen für Ausländer
konnte es nicht ausbleiben, daß auch dort bildungspolitisch-pädagogische mit verfassungs¬
rechtlichen Positionen verbunden wurden. So beschloß der Juristentag, daß „die Mutter¬
sprache ausländischer Kinder... in jeder Schulform als Fremdsprache anzurechnen [ist]" -
eine bildungspolitisch sicher überfällige Forderung. Ferner hielt der Juristentag „eine
Überprüfung für geboten und dringüch, ob und unter welchen Voraussetzungen Auslan¬
derkinder gegen den WiUen ihrer Erziehungsberechtigten in deutsche Regelklassen
eingeschult werden dürfen und inwieweit andererseits mehrsprachige Klassen den Wegzu
weiterführenden Abschlüssen verbauen" (Deutscher Juristentag 1980, S. L 288f.).
2.3. Probleme der Gleichheit
Der Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG wird im Verfassungsrecht herkömmlich
verstanden als Verbot willkürlicher Ungleichbehandlung, d. h. einer Ungleichbehandlung
zweier Sachverhalte ohne hinreichenden sachlichen Grund (z.B. Hesse 121980, S. 178f.).
Die oft mißverstandenen speziellen Diskriminierungsverbote (keine Bevorzugung oder
Benachteiligung wegen des Geschlechts, der Abstammung, Rasse, Sprache usw. gemäß
Art. 3 Abs. 2 und 3 GG) bedeuten nur das Verbot einer Ungleichbehandlung, die allein an
diese Kriterien anknüpft, aber kein Gebot rechtücher Gleichsetzung in allen Bereichen
(Beispiel: Männer werden durch den Mutterschutz für Frauen nicht rechtlich relevant
„benachteiligt"). Dies vorausgeschickt, möchte ich auf einige mögliche Problemlagen bei
der schulischen Integration der Ausländer hinweisen. Zunächst geht es um die allgemeine
Frage, ob der Gleichheitssatz - über seine herkömmliche Interpretation hinaus -
überhaupt eine kompensatorische Funktion hat und so z.B. Maßnahmen zum Ausgleich
der Benachteiligung durch mangelnde Sprachkenntnisse verlangt10. Daß der Gleichheits¬
satz in Verbindung mit anderen Grundrechten (Art. 2,12 GG) und dem Sozialstaatsprin¬
zip kompensatorische Maßnahmen zuläßt, ist unproblematisch, solange keine willkürliche
Differenzierung erfolgt. Wieweit dürfen solche Bevorzugungen von BenachteiUgten aber
gehen (Beispiele: Quoten für Minderheiten beim Zugang zu Bildungseinrichtungen,
stärkere finanzielle Förderung)? Wo Uegt die „Opfergrenze" der ehemals Privilegierten,
der deutschen Schüler? Können sich die deutschen Schüler und ihre Eltern auf die
„Grundrechte auf Bildung" bzw. das Elternrecht zur Abwehr der Integration ausländi¬
scher Kinder berufen? Konkret: Könnten sich die deutschen wie die ausländischen Schüler
z.B. gegen das bmsing, d.h. gegen den Bustransport in entfernt Uegende Schulen zum
Zweck einer eimgermaßen ausgeglichenen Mischung von deutschen und ausländischen
Schülern wehren (wofür das im Hinblick auf die Grundrechte sowohl der deutschen wie
der ausländischen Schüler und Eltern eine ausreichende Rechtsgrundlage vorhanden sein
30 Das kompensatorische Moment, das mit dem Begriff der Chancengleichheit angesprochen ist,
unterscheidet sich von dem formalen Gleichheitsaspekt des Art. 3 Abs. 1 GG und ist in seiner
verfassungsrechtüchen Bedeutung noch nicht abschheßend geklärt (vgl. Hufen 1975, S. HOff.,
125 ff.).
872 Karl-Heinz Hage
müßte; s.o. 2.1)? Alle genannten Fragen sind im Schulwesen bisher rechtlich nicht
relevant geworden, sind aber aus der US-amerikanischen Verfassungsrechtsprechung
bekannt (Karpen 1981). Diese Fragen werden angesichts der gerade auch bei prozeßfreu¬
digen deutschen Eltern verbreiteten Neigung, bildungspolitisch-pädagogische Probleme
zu Verfassungsproblemen zu machen, die deutschen Gerichte voraussichtlich noch in
erheblichem Umfang beschäftigen.
2.4. Schuhsche Inhalte, Lehrplangestaltung
Das Grundgesetz enthält im Gegensatz zur Weimarer Verfassung keine ausdrücklichen
Bildungs- und Erziehungsziele. Art. 148 Abs. 1 der Weimarer Verfassung stellte sittliche
Bildung, staatsbürgerhche Gesinnung, persönliche und berufliche Tüchtigkeit als Ziele
der Schule auf; sie waren im „Geiste des deutschen Volkstums und der Völkerversöhnung
zu erstreben". Daß eine Erziehung im Geiste deutschen Volkstums wegen des Wider¬
spruchs zu den Minderheitenrechten (Art. 113 WRV) für nationale Minderheitenschulen
nicht galt, war anerkannt und folgte schon aus dem Verfassungstext selbst: „Beim
Unterricht in öffentlichen Schulen ist Bedacht zu nehmen, daß die Empfindungen
Andersdenkender nicht verletzt werden" (Art. 148 Abs. 2 WRV). Loyahtät gegenüber
dem Staat bzw. staatsbürgerüche Gesinnung wurde auch für den Unterricht an Minderhei¬
tenschulen als verbindlich angesehen (Gerber 1929, S. 63).
Da die Verfassungen mehrerer Bundesländer Bildungs- und Erziehungsziele in Anleh¬
nung an die Weimarer Verfassung formulieren, ist die damahge Rechtslage auch heute
gültig. Zudem sind freie Entfaltung der Persönlichkeit und das Toleranzprinzip durch die
Grundrechte der Schüler und Eltern garantiert und für die Schule maßgebend. Man wird
also die Lehrpläne entsprechend modifizieren müssen; eine Änderung der Verfassungs¬
und Schulgesetztexte ist nicht erforderlich. Dies gilt insbesondere auch für die dort
formulierten religiösen und anderen Erziehungsziele (z.B. im Geiste des Christentums,
der Antike und abendländischen Kultur): Alle diese oftmals historisch zu verstehenden
Texte sind im Sinne des Toleranzprinzips und der Grundrechtsregelung auch für die
ausländischen Schüler und Eltern zu interpretieren31. Aus dem internationalen Recht
kommt der Grundsatz hinzu, daß Ausländer nicht gegen ihren Willen ihrer Heimat und
kulturellen Tradition entfremdet werden dürfen. Dieser Grundsatz, der auch schon durch
das Recht der freien Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG) verbürgt ist, läßt
unterschiedhche Ausgestaltungsmöglichkeiten offen. Es wäre rechtlich verfehlt, daraus
unter Berufung auf die Erhaltung der Wiedereingliederungsmöglichkeit in das Herkunfts¬
land ein rigide segregierendes Schulkonzept für Ausländer zwingend abzuleiten. Auch die
Frage, ob deutsch oder in der Muttersprache unterrichtet werden soll oder in welcher
Reihenfolge der Spracherwerb erfolgt, läßt sich aus rechtlicher Sicht nur insoweit
bestimmen, als ein rein deutschsprachiges, auf Verlust der Muttersprache angelegtes
Unterrichtskonzept unzulässig wäre. Ein Rechtsanspruch der ausländischen Schüler und
31 Die Aussage des preußischen Schulrechts, daß „von dem Lehrplan der deutschen öffentlichen
Volksschule... nur insoweit abgewichen werden [darf], als es notwendig ist, um die Kenntnis des
polnischen Volkstums im Unterricht angemessen zu vermitteln" (in § 7 Erlaß v. 31.12.1928 [Fn.
21]), dürfte allenfaUs das Minimum des heute Gebotenen sein. Ähnlich knapp Ziff. 7 des KMK-
Beschlusses (Fn. 13) zum muttersprachUchen Ergänzungsunterricht. Vgl. auch die Vorschläge der
Schulrechtskommission (Deutscher Juristentag 1981, § 4 SchulGE und S. 153).
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Eltern auf Unterrichtung in der Muttersprache besteht jedoch nicht - insofern ist ihre
Rechtsposition schwächer als die der nationalen Minderheiten unter der Weimarer
Verfassung. Aus anderem Grund erscheinen aber die Integrationskonzepte bedenklich,
bei denen der muttersprachhche Unterricht ausschließlich auf freiwühger Basis außerhalb
und zusätzhch zum Schulunterricht erfolgt: Der Staat darf auf seine Pflichten zur
Sicherung schulischer Mindestbildung - dazu gehört bei den ausländischen Schülern der
muttersprachhche Unterricht - nicht verzichten.
Einzugehen ist noch auf den Rehgionsunterricht. Die Regelung des Grundgesetzes
(Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach mit Ausnahmen in Bremen und BerUn, Art.
7 Abs. 3, 141 GG) gilt nicht nur für christliche, sondern für alle Religionen, also
insbesondere auch die moslemische Rehgion. Der Islam könnte als Rehgionsgesellschaft
im verfassungsrechtlichen Sinn anerkannt werden- dies wird in einigen Ländern betrieben
- und hätte dann hinsichtlich des Reügionsunterrichts dieselben Rechte und Pflichten
(besonders hinsichtlich des Toleranzgebots) wie die christlichen Kirchen. Als Teil des
staatlichen Unterrichts darf der Religionsunterricht den Bildungs- und Erziehungszielen
der Schule nicht widersprechen, unbeschadet seiner Unabhängigkeit in Glaubensdingen.
Die Praxis der Koranschulen (u.a. Geschlechtertrennung, politische Indoktrination,
Antisemitismus) zeigt, daß bei islamischem Religionsunterricht in den Schulen noch
Probleme entstehen werden (Eiselt 1981, S. 207ff.).
2.5. Probleme des Elternrechts
Aus diesem Problemkreis sollen zwei Fragen herausgegriffen werden: (1) Haben ausländi¬
sche Eltern einen Anspruch auf Errichtung öffentlicher nationaler Schulen? (2) Haben
ausländische Eltern Anspruch auf eine Alternative zu dem im jeweiligen Bundesland
praktizierten schuhschen Integrationsmodell?
Die erste Frage läßt sich kurz beantworten. Das aus dem Erziehungsrecht der Eltern (Art.
6 Abs. 2 GG) folgende Recht, den BUdungsweg ihres Kindes zu bestimmen, beschränkt
sich auf die Wahl zwischen den vorhandenen Schularten (BVerfGE 34,165 [195] - hess.
Förderstufe). Das Wahlrecht der Eltern wird aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht
beeinträchtigt, wenn es in einem Land zum Beispiel nur eine Schulart, etwa Gesamtschu¬
len gäbe. Voramsetzung ist allerdings, daß ein ausreichend differenziertes und den
Interessen der Schüler und Eltern entsprechendes Lernangebot besteht (vgl. BVerfGE 45,
400 [416] - gymn. Oberstufe/Vorschaltgesetz). Dies erfordern auch die Bildungsrechte der
Schüler. Aus der Verfassung ist also kein Anspruch auf Errichtung einer bestimmten, an
den Wünschen der Schüler und Eltern orientierten Schulart abzuleiten (BVerfGE 41,29
[46] - Gemeinschaftsschule und NJW1980 S. 2403 - gymn. Oberstufe). Nun könnte man
aber eine Parallele zu den Konfessionsschulen ziehen, deren Einrichtung in Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen von einem bestimmten Elternvotum abhängt. Die Parallele
hat ihre gewisse Berechtigung insofern, als fremde Nation häufig mit anderer Religion
zusammenfällt und man fragen könnte, ob der Besuch einer öffentlichen christlichen
Gemeinschaftsschule für Personen zum Beispiel moslemischen Glaubens mit der Reli¬
gionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1 GG) vereinbar ist. Rechthch sieht es so aus, daß ausländische
Eltern moslemischer Rehgion in den beiden genannten Ländern die gleichen Rechte
haben wie Eltern, die einer christlichen Rehgion angehören. Dies könnte in nordrhein-
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westfälischen Ballungsgebieten faktisch zur Einrichtung türkischer Grund- und Haupt¬
schulen führen. Der Landesgesetzgeber ist aber verfassungsrechtüch nicht verpflichtet,
eine solche Wahlmöglichkeit anzubieten (Entscheidungen des BVerfG zur badischen,
bayer. und nrw. Gemeinschaftsschule; BVerfGE 41, 29, 65, 81). Es steht vielmehr in
seinem politischen Ermessen, ob er den Eltern ein solches Wahlrecht, also auch etwa für
die Gründung nationaler Schulen, einräumt. Der Besuch einer christhchen Gemein¬
schaftsschule - dieser Richtung entsprechen die öffenthchen Schulen in der Mehrzahl der
Länder - ist im übrigen einem ausländischen Schüler anderer Reügion zumutbar (Eiselt
1981, S. 211). Hier gilt das oben zum Toleranzprinzip und zum Religionsunterricht
Gesagte entsprechend.
Auf dem 53. Deutschen Juristentag 1980 war die zweite Frage nach den Ausweichmöglich¬
keiten vom jeweüigen Integrationsmodell umstritten. Der Gutachter hielt das Berüner
Modell für verfassungswidrig, weil dort alternativlos eine Einschulung in deutsche
Regelklassen vorgesehen sei. Das Berliner ModeU sei nur dann verfassungsgemäß, wenn
als Alternative die Einrichtung zweisprachiger Klassen vorgesehen werde, sobald eine
ausreichende Zahl ausländischer Eltern dies wünscht. Das Bayerische Modell sei dagegen
insoweit verfassungsgemäß, als den Eltern dort die Wahl zwischen muttersprachlichen
bzw. zweisprachigen Klassen (mit heimathcher Kultur und Sprache im Hauptunterricht)
und der Einschulung in deutsche Regelklassen offenbleibe (Schwerdtfeger 1980, S. A
99, A134). Abgesehen davon, daß dieses Wahlrecht faktisch leerläuft, da es an die strenge
Bedingung ausreichender Deutschkenntnisse des Kindes geknüpft ist (zum Bayerischen
Modell s. o. unter 1.2.), ist das Verdikt der Verfassungswidrigkeit gegenüber dem Berliner
Modell nicht haltbar. Für den Umfang des Elternrechts gilt dasselbe wie bei der ersten
Frage. Die Entscheidung über das Integrationskonzept ist im Rahmen der dargelegten
rechtlichen Grenzen Sache der Schulpohtik32. Hinzu kommt, daß das Grundgesetz auch
den ausländischen Eltern eine Ausweichmöglichkeit immer garantiert, nämlich Gründung
bzw. Besuch einer Privatschule zu den gleichen Bedingungen wie für Deutsche (Art. 7
Abs. 4 und 5 GG). Wenn es dazu z.B. in den Leitlinien für die Hamburgische
Ausländerpolitik heißt, daß nationale Ersatzschulen abgelehnt werden33, ist dies verfas¬
sungsrechtlich irrelevant, nur als politisches Postulat zulässig und darf zu keiner Erschwe¬
rung der Privatschulerrichtung führen. Die Probleme, die bei der Genehmigung nationa¬
ler Ersatzschulen bestehen, die gemäß Art. 7 Abs. 4 „in ihren Lehrzielen" hinter den
öffentüchen Schulen nicht zurückstehen dürfen, können nur angerissen werden. Aner¬
kannt ist, daß bei den Lehrzielen zwar Gleichwertigkeit, nicht aber Gleichartigkeit
verlangt werden darf. Man wird hier gegebenenfalls eine neue Kategorie der interkulturel¬
len Gleichwertigkeit entwickeln müssen. Nationale Ersatz- und Ergänzungsschulen
unterstehen der deutschen Schulaufsicht (Art. 7 Abs. 1 GG), die aber derzeit mangels
entsprechend qualifiziertem Schulaufsichtspersonal kaum durchführbar sein dürfte.
Angesichts eines manifesten antidemokratischen Potentials z.B. in einigen Gruppen der
in der Bundesrepublik lebenden Türken darf m.E. auf eine effektive Aufsicht nicht
verzichtet werden (wie es faktisch jedenfaUs bei den Konsulatsschulen, die rechtlich
32 Auf die Bedenken gegen eine völlige Verlagerung des muttersprachlichen Unterrichts aus der
Schule (Berliner ModeU) ist oben unter 2.4. hingewiesen; insoweit ist die Kritik Schwerdtfegers
zutreffend.
33 Hamb. Bürgerschafts-Drucks. 8/1990 v. 2. 11. 1976, S. 19 unter 3.3.
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Ergänzungsschulen sind, geschieht). - Das Recht ausländischer Minderheiten zur Grün¬
dung und zum Besuch privater Schulen ist ausdrücküch auch im internationalen Recht,
zum Beispiel im UNESCO-Übereinkommen gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen
(Art. 2c und 5 c) und im internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte (Art. 13 Abs. 3) garantiert.
Ergänzend sei zum Elternrecht darauf hingewiesen, daß das häufig andersartige famiüenrechtüche
Verhältnis zwischen ausländischen Eltern und ihren Kindern Rückwirkungen auf das Schulwesen
haben kann. Das Famiüenrecht der Ausländer richtet sich nach den Regeln des internationalen
Privatrechts, das zumeist auf das Recht des jeweüigen HeimaUandes verweist, wenn beide Eltern
Ausländer sind (Art. 19 EGBGB). Dies ist für die Ausübung der „elterUchen Sorge" von Bedeutung:
Die besonderen Gewaltverhältnisse in einer ausländischen FamiUe (z.B. VorrangsteUung des
Mannes) sind auch in der BundesrepubUk geltendes Recht34. Die Geltung des ausländischen
Famüienrechts wird durch die Generalklausel des deutschen „ordre public" (Art. 30 EGBGB) zwar
modifiziert. Dies bedeutet, daß das ausländische Recht nicht in Widerspruch zu den grundlegenden
Verfassungsprinzipien stehen darf. Die im Grundgesetz garantierte Gleichberechtigung der
Geschlechter hat also in der Regel Vorrang. Bei famUienrechtüchen Einzelheiten aber bleibt es bei
der Anwendung ausländischen Rechts. Die Geltung des ausländischen Famüienrechts bedeutet nun
nicht, daß der fremden Rechtsordnung zugrunde Uegende soziale Normen, die mögUcherweise in
Widerspruch zu schulischen Inhalten und Organisationsprinzipien stehen (z.B. autoritäre Erzie¬
hungsmethoden, Ablehnung der Koedukation und der Sexualerziehung), im deutschen Schulwesen
beim Unterricht der ausländischen Schüler anerkannt werden müßten. Zwar gut das Elternrecht des
Art. 6 Abs. 2 GG auch für Ausländer, und damit gut der Satz des BVerfG, daß der Staat verpflichtet
ist, „in der Schule die Verantwortung der Eltern für den Gesamtplan der Erziehung ihrer Kinder zu
achten und für die Vielfalt der Anschauungen in Erziehungsfragen soweit offen zu sein, als es sich mit
einem geordneten staatlichen Schulwesen verträgt" (BVerfGE 34,165 [183] - hess. Förderstufe; E 47,
46 [75] - Sexualkunde). Die verfassungsrechtlichen Gebote der Rücksichtnahme und Toleranz
bedeuten aber keine Pflicht zur Anerkennung sozialer Normen, die mit unserer Verfassung und dem
BUdungsauftrag der Schule unvereinbar sind. Schulrecht und internationales Privatrecht stehen
insoweit unabhängig nebeneinander.
2.6. Kompetenzen von Bund und Ländern
Zum Abschluß eine Bemerkung zu einer pohtischen Grundbedingung unserer Verfas¬
sung, die die Integrationsbemühung im BUdungswesen kompliziert macht: Nach der
grundgesetzlichen Kompetenzverteilung sind die Länder für das Schulwesen und der Bund
u.a. für das Staatsangehörigkeitsrecht, das Ausländerrecht sowie das Arbeits- und
Wirtschaftsrecht zuständig. Schulische Integration der Ausländer wird wesenthch
bestimmt durch die Ausgestaltung der Rechtsmaterien, für die der Bund zuständig ist,
insbesondere das Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisrecht. Durch unterschiedüche Politi¬
ken entstehen dabei Zielkonflikte, die zu Lasten der Ausländer gehen (verkürzt:
Integration oder Rotation?). Nun verlangen das Föderalismusprinzip und die Grund¬
rechte der Betroffenen zwar, daß die Ziele in Bund und Ländern aufeinander abgestimmt
werden. Ebenso sind die Länder verfassungsrechtlich zwar nicht zur Angleichung, aber
doch zu einer gewissen Abstimmung ihrer Integrationskonzepte im Schulwesen verpflich¬
tet. Eine befriedigende Lösung der Bund-Länder-Konflikte wird dadurch aber kaum zu
erreichen sein. Es wäre daher sinnvoll, ohne die Kompetenzen zu verändern, eine
Zielnorm zur Ausländerpolitik in das Grundgesetz aufzunehmen, etwa in Art. 3 oder Art.
34 Nach dem Haager Minderjährigenschutzübereinkommen gut für Minderjährige i. d. R. das Recht
des gewöhnlichen Aufenthaltsortes - also hier bundesdeutsches Recht.
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7 GG; dort soUten auch konkrete Ansprüche zum Minderheitenschutz normiert werden
(Muttersprache, Schule, kultureUe Identität). Bestand für den Verfassungsgeber 1949
hierfür keine Veranlassung, so erscheint mir dies heute angesichts der Tatsachen, daß die
Bundesrepubhk ein Einwanderungsland geworden ist, und der damit in den nächsten
Jahrzehnten verbundenen Integrationsprobleme als politisch notwendig (wegen der für
Grundgesetzänderungen erforderlichen Zweidrittel-Mehrheiten in Bundestag und Bun¬
desrat aber nur schwer realisierbar). Die Einräumung weiterer politischer Rechte (z.B.
kommunales Wahlrecht) oder die Erleichterung der Einbürgerung für Ausländer blieben
daneben Sache des einfachen Bundes- bzw. Landesgesetzgebers35. Unter dem gemeinsa¬
men Dach des Grundgesetzes würde das föderalistische System weiterhin die Chance
bieten, durch Erfahrungen mit unterschiedlichen Modellen schulischer Integration die
Situation der Ausländer zu verbessern.
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